
zugewiesen waren7 bzw. (nach der Ersten Durchführungsverordnung zum Gesetz
über die vorläufige Verwaltung des Saarlandes vom 22, Februar 1935, § 2) in
bayerischen Gebietsteilen der Kreisregierung zukamen. Hierzu war er befugt, sich
von sämtlichen Reichsbehörden und von den Dienststellen der unter Aufsicht des
Reiches stehenden öffentlich-rechtlichen Körperschaften innerhalb des Saarlandes
unterrichten zu lassen. Bei Gefahr im Verzüge konnte er einstweilige Anordnun¬
gen erlassen (§ 1). Lediglich in der Vertreterfunktion gab es naturgemäß eine Än¬
derung. Während nämlich ein Reichsstatthalter ein Mitglied der Landesregierung
mit seiner Vertretung beauftragen konnte, übernahm die Vertretung des Reichs¬
kommissars sein allgemeiner Vertreter, der Regierungspräsident; auf andere Be¬
amte war die Vertretung nicht übertragbar.

Der Reichskommissar hatte auf den ihm zugeteilten Verwaltungsgebieten, d.h. auf
den Gebieten, die nach den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungsaufbaues im
Reich den Ländern zugewiesen waren, die Aufgaben und Zuständigkeiten einer
höheren Verwaltungsbehörde; er war ferner Landespolizeibehörde. Er übernahm,
ohne daß das Saarland hierdurch eine öffentlich-rechtliche Körperschaft wurde,
die Aufgaben der Provinzialverwaltung und des Landesfürsorgeverbandes. Soweit
Aufgaben der Provinzialverwaltung zur Zeit seitens der Rheinischen Provinzial¬
verwaltung in Düsseldorfwahrgenommen wurden, sollte es hierbei verbleiben.

Gleichzeitig vertrat der Reichskommissar auf den ihm zugewiesenen Verwal¬
tungsgebieten das Reich gerichtlich und außergerichtlich; als allgemeiner Vertre¬
ter war ihm der Regierungspräsident beigegeben (§ 2). Dieser bildete keine beson¬
dere Behörde, sondern ein Organ des Reichskommissars. Ihm konnte der Reichs¬
kommissar alle die Aufgaben und Zuständigkeiten zuweisen, die dem Reichs¬
kommissar selbst zustanden; gegenüber den für seinen Bezirk zuständigen Reichs¬
sonderverwaltungen hatte dieser Vertreter diese Befugnisse jedoch nur im Falle der
"Behinderung" des Reichskommissars, und zwar auch im Falle einer vorüberge¬
henden "Behinderung"; auf dem Verwaltungswege wurde sichergestellt, daß die
Vertretung des Reichskommissars durch den Regierungspräsidenten auf das not¬
wendigste beschränkt blieb.

Der Geschäftsbereich des Reichskommissars war umfassend; er war für alle Ange¬
legenheiten zuständig, die nicht ausdrücklich anderen Dienststellen Vorbehalten
blieben. Eine Reihe von Dienststellen wurden dem Reichskommissar angegliedert
oder unterstellt. Ihm waren sämtliche Verwaltungsgebiete zugewiesen, für die
nicht die Zuständigkeit der Reichszentralbehörden gegeben war. Die Geschäfte auf
den ihm zugeteilten Verwaltungsgebieten führte der Reichskommissar unter der
Leitung der Reichsminister und unter der Dienstaufsicht des RMdl. Auch diese
Regelung entsprach der für die Preußischen Oberpräsidenten als Reichs- und Lan¬
desorgan bereits bestehenden und für die Reichsstatthalter zum gleichen Zeitpunkt
eingeführten Regelung.

7 Reichsstatthaltergesetz v. 30.1.1935: RGBl. 1935 I, S. 65. Der Rohentwurf des Gesetzes für die Chef¬
besprechung v. 18.1.1935 beinhaltete noch einen Beirat (§ 4), der vom Reichskommissar beim Erlaß
von Rechtsverordnungen zu hören war. BA Koblenz, R 2, Nr. 1.236, Bl. 18-21.
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